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Ein Appell an die Vereinten Nationen 

Eine Erklärung von einfachem Bürger 
 

Wir, einfache Bürger1, geben am 28. August 2026 in Den Haag, der Stadt des Friedens 
und der Gerechtigkeit in den Niederlanden, versammelt, die folgende Erklärung zum 
Verhalten des Staates Israel gegenüber dem Staat Palästina, anderen Staaten im Nahen 
Osten und der Rechtsstaatlichkeit ab. Die Erklärung richtet sich an die Vereinten 
Nationen unter Vermittlung ihres Generalsekretärs, Herrn A.M. de Oliveira Guterres. 

1. In dieser Erklärung bringen wir, einfache Bürger, eine gesellschaftliche Forderung 
nach Gerechtigkeit hinsichtlich des destabilisierenden Verhaltens des Staates 
Israel im Nahen Osten vor. Sie wird von Menschen aus aller Welt getragen. Dabei 
fordern wir die Achtung von Werten und der Rechtsstaatlichkeit, wie es viele 
normale Bürger zum Ausdruck bringen möchten. Wir, einfache Bürger, erheben 
keinen Anspruch auf Fachwissen, versuchen aber dennoch, mit präzisen Worten 
zu erklären, was uns beunruhigt. Die Vielzahl gewalttätiger Handlungen des 
Staates Israel und die Missachtung der Rechtsstaatlichkeit in den 1967 besetzten 
Gebieten und darüber hinaus sind in vielerlei Hinsicht verletzend und stehen im 
Mittelpunkt dieses Appells an die Vereinten Nationen. In diesem Appell wird kein 
Argument vorgebracht, um dem Staat Israel seine souveräne Grundlage 
abzusprechen. Im Gegenteil: Unter Achtung dieser Grundlage wird in diesem 
Appell dargelegt, warum das Fehlverhalten des Staates Israel für uns, einfache 
Bürger, nicht akzeptabel ist. Die Forderung, für die wir uns einsetzen, wird am 
Ende dieses Appells konkretisiert. 

 
Die Lücke 

2. Wir, einfache Bürger, bekräftigen, dass wir die Rechtsstaatlichkeit und die damit 
verbundene Achtung des Völkerrechts als zentral für den Geist betrachten, in 
dem moderne Regierungen nach dem Zweiten Weltkrieg ihre Amtsführung 
ausüben müssen. Wir erkennen ferner an, dass in den vom Staat Israel illegal 

 
1 Der Begriff „normale Menschen“ bezieht sich in diesem Aufruf auf die sich ständig verändernde Gruppe 
von Personen, die sich für internationale Entwicklungen interessieren. Ihr gemeinsamer Nenner ist, dass 
sie das internationale Geschehen über verschiedene Quellen verfolgen und mit anderen über 
internationale Nachrichten diskutieren. Sie erheben keinen Anspruch auf besondere Fachkenntnisse, 
haben jedoch eine Meinung dazu, was bei der Ausübung staatlicher Macht inakzeptabel ist.  
Auch Menschen, die sich normalerweise nicht für Entwicklungen jenseits der Grenzen ihres Wohnlandes 
interessieren, sich aber dennoch die Mühe machen, diesen ungewöhnlichen Aufruf zur Kenntnis zu 
nehmen, fallen unter unsere Definition von „normale Menschen“. Diese sich ständig verändernde Gruppe 
von Menschen, die das „Verhalten von Staaten“ beobachtet, lässt sich auch mit dem Satz „Die Welt 
schaut aktiv zu“ in Verbindung bringen: jene undefinierte Schar gewöhnlicher Menschen, die regelmäßig 
von den vielen extremen Versagen der internationalen Politik fassungslos gemacht wird. 
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besetzten Gebieten2 des Staates Palästina3 die Rechtsstaatlichkeit fehlt; dass 
diese anhaltende Situation durch das Handeln des Staates Israel herbeigeführt 
wurde, was nichtstaatliche Akteure wie die Hamas nicht entlastet; dass die 
Palästinenser unter den schwerwiegenden Folgen dieses Vakuums leiden; und 
dass wir uns daher die Freiheit nehmen, über Sie, Herr Generalsekretär, einen 
direkten Appell an die Vereinten Nationen zu richten, kollektive und korrigierende 
Maßnahmen in Bezug auf den Staat Israel zu ergreifen. 

Art des Antrags 

3. Die permanente Verteidigungshaltung des Staates Israel wurde zu verschiedenen 
Zeitpunkten weithin als notwendig angesehen4 . Sie hat sich jedoch zu einem 
offensiven Vorgehen entwickelt5 , das auf die Vernichtung eines ganzen Volkes 
und seines Staates abzielt. Dies ist in keiner Form akzeptabel. Dieser Appell 
fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf, Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Staat Israel in Schach zu halten.  
 

4. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass sich die hier dargelegten Beobachtungen 
und Schlussfolgerungen auf das Fehlen von Rechtsstaatlichkeit in den von Israel 
kontrollierten besetzten Gebieten6 konzentrieren. Unsere Erklärung konzentriert 
sich auf die dramatischen und unmenschlichen Folgen dieses Mangels an 
Rechtsstaatlichkeit für das palästinensische Volk in den besetzten Gebieten und 
darauf, dass diese Situation zu einem Symbol dafür geworden ist, was geschehen 
kann, wenn ein Staat die Rechtsstaatlichkeit nicht wahrt.   
 

5. Wir, einfache Bürger, bekräftigen, dass unsere Konzentration auf die besetzten 
Gebiete andere Staaten, die die Rechtsstaatlichkeit nicht achten, nicht entlastet. 

 
2 Mit dem Begriff „illegal besetzte Gebiete“ wird auf die 1967 vom Staat Israel illegal besetzten Gebiete 
Bezug genommen, d. h. auf die Gebiete, die gemäß dem Teilungsplan der Vereinten Nationen von 1947 als 
Teil des Staates Palästina vorgesehen waren und die zwischen 1949 und 1967 von Jordanien und Ägypten 
verwaltet wurden. Diese Gebiete werden im Folgenden auch als „besetzte Gebiete“ bezeichnet.  
3 Der „Staat Palästina“, wie er 1988 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen anerkannt 
wurde, wird im Folgenden auch als „Palästina“ bezeichnet. Der Status des Staates Palästina wurde 2012 
von den Vereinten Nationen noch deutlicher bekräftigt, als Palästina „Beobachterstaat ohne 
Mitgliedschaft“ der Vereinten Nationen wurde. Inzwischen ist festzustellen, dass der Staat Palästina von 
157 Staaten von insgesamt 193 UN-Mitgliedstaaten anerkannt wurde. 
4 Es sei darauf hingewiesen, dass diese Sichtweise nie allgemein geteilt wurde. Von Anfang an 
betrachteten die meisten Palästinenser, andere Araber und viele Nicht-Araber die Gründung des Staates 
Israel im Jahr 1948 als ein Unrecht, das den Palästinensern durch die internationale Politik auferlegt 
wurde. Die Palästinenser erlebten weitreichende Enteignung und Vertreibung, die gemeinsam als 
„Nakba“ oder „die Katastrophe“ bezeichnet werden.  
5 Die Nuancen des Begriffs „defensiv“ sind fließend, da die Kämpfe unmittelbar nach der Verabschiedung 
des Teilungsplans durch die UNO im Jahr 1947 begannen. Die Vertreibung der Palästinenser setzte kurz 
darauf ein, und bereits Ende 1947 trafen Flüchtlinge in den Nachbarländern ein. 
6 Es wird auf die Gebiete Bezug genommen, die vom Staat Israel im Zuge des arabisch-israelischen Krieges 
von 1967 „besetzt“ wurden. 
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Vielmehr ist die schreckliche Lage der palästinensischen Bevölkerung zu einem 
bedauerlichen Beispiel dafür geworden, wie die Aussicht auf ein würdiges Leben 
vollständig zunichte gemacht wird, wenn Staaten sich nicht an die 
Rechtsstaatlichkeit halten.  

Die betreffenden Gebiete 

6. Israel hat bei seiner Unabhängigkeitserklärung am 14. Mai 1948 seine Grenzen 
nicht festgelegt. Die Unabhängigkeitserklärung bezog sich zwar auf den UN-
Teilungsplan von 1947, übernahm jedoch nicht die in diesem Plan 
vorgeschlagenen Grenzen. Die Waffenstillstandslinien von 1949 markierten die 
Positionen der gegnerischen Streitkräfte nach dem Krieg. In den 
Waffenstillstandsabkommen wurde ausdrücklich festgelegt, dass diese Linien 
keine endgültigen politischen oder territorialen Grenzen darstellten. Israel hat in 
der Folge durch Friedensverträge international anerkannte Grenzen mit Ägypten 
und Jordanien festgelegt, doch nicht alle seine Grenzen wurden jemals endgültig 
geregelt.7 
 

7. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass wir für die Zwecke dieses Appells und 
Antrags an die Vereinten Nationen Palästina als den Staat Palästina bezeichnen, 
der das Westjordanland einschließlich Ostjerusalems und den Gazastreifen 
umfasst, die zusammen als die nach dem Krieg von 1967 von Israel besetzten 
palästinensischen Gebiete bekannt sind. 
 

8. Wir, einfache Bürger, erkennen ferner an, dass die Vereinten Nationen den Staat 
Israel 1949 durch die Aufnahme als Vollmitglied anerkannt haben8 .  

Vertreibungen 

9. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass eine große Zahl palästinensischer 
Einwohner des Gebiets, das heute den Staat Israel bildet, zwischen 1947 und 
1949 sowie nach 1967 gezwungen wurde, dieses Gebiet zu verlassen. Wir 
erkennen an, dass es durch eine Vielzahl von Maßnahmen des Staates Israel und 
seiner Staatsangehörigen zu weiteren Vertreibungen sowie zu verschiedenen 

 
7 Der UN-Teilungsplan wurde von der damaligen (1948) palästinensisch-arabischen Führung und den 
arabischen Staaten abgelehnt und nie umgesetzt. Reguläre arabische Armeen drangen vor allem nach 
dem Ende des britischen Mandats (14. Mai 1947) und zum Zeitpunkt der Verkündung der israelischen 
Unabhängigkeitserklärung in das ehemalige Mandatsgebiet Palästina ein, obwohl die eigentlichen Kämpfe 
und der Einmarsch arabischer Freischärler bereits früher begonnen hatten. Ihre Hauptstellungen 
befanden sich in dem für den arabischen Staat vorgesehenen Gebiet, doch griffen sie auch Gebiete an, 
die für den jüdischen Staat vorgesehen waren, während Transjordanien Ostjerusalem besetzte, das im 
UN-Plan für eine internationale Verwaltung vorgesehen war. Bei den Waffenstillständen von 1949 
kontrollierte Israel etwa 78 % Palästinas, statt der im Teilungsplan vorgesehenen rund 56 %. 
8 Der Staat Israel wurde am 11. Mai 1949 durch die Resolution 273 der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen in die Vereinten Nationen aufgenommen. 
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Formen des Drucks auf die Palästinenser, das Gebiet zu verlassen, gekommen 
ist. Wir erkennen ferner an, dass Palästinenser in Gebiete vertrieben wurden, die 
zwar Teil Palästinas sind – nämlich den Gazastreifen und das Westjordanland –, 
aber auch in andere Gebiete im Libanon, in Syrien und Jordanien sowie in andere 
Länder, und dass dieser Vertreibungsprozess durch den Staat Israel im Laufe der 
Jahre mit der Inhaftierung und Gefangenschaft von Palästinensern in israelischen 
Lagern und Gefängnissen einherging. Wir stellen fest, dass diese Festnahmen 
eine erschreckend hohe Zahl palästinensischer Häftlinge betrafen und dass eine 
große Anzahl der Festgenommenen oder Inhaftierten anschließend als vermisst 
gemeldet wurde. 
 

10. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass die oben beschriebenen Ereignisse zu 
gewalttätigen Reaktionen geführt haben, die schwerwiegendes Fehlverhalten 
darstellen, darunter Mord und Massenmord, auch auf palästinensischer Seite. 
Wir erkennen ferner an, dass die nahezu ununterbrochene Abfolge gewalttätiger 
Vorfälle über einen Zeitraum von mehr als siebzig Jahren inakzeptabel ist. 

Völkermord und Kriegsverbrechen 

11. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass der Staat Israel bis zum heutigen Tag 
(Mitte 2026) eine nahezu ununterbrochene Reihe von Handlungen begangen hat, 
die nach unserem Verständnis als einfache Bürger Völkermord9 und 

 
9 Es wird auf Artikel II des Übereinkommens von 1948 über die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes verwiesen, der Völkermord als bestimmte Handlungen definiert – darunter das Töten und 
das vorsätzliche Auferlegen von Lebensbedingungen, die auf die physische Vernichtung einer Gruppe 
abzielen –, die in der Absicht begangen werden, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse 
Gruppe ganz oder teilweise zu vernichten. 
Unsere Position unterscheidet sich von der von jenen, die behaupten, dass es mangels einer endgültigen 
gerichtlichen Entscheidung noch nicht möglich sei, zu dem Schluss zu kommen, dass der Staat Israel 
Völkermord begangen habe. Ein solches Fehlen verpflichtet gewöhnliche Menschen jedoch nicht dazu, ihr 
Urteil auszusetzen oder zu schweigen, wenn eine Fülle von Informationen aus vertrauenswürdigen 
Quellen ihre Ansicht stützt. Angesichts der überwältigenden und umfassend dokumentierten Beweislage 
seit Oktober 2023 – einschließlich Informationen über Massenmorde und -verletzungen, die Zerstörung 
von Wohnhäusern und lebenswichtiger ziviler Infrastruktur, wiederholte Zwangsvertreibungen sowie den 
Entzug von Nahrung, Wasser, Unterkunft und medizinischer Versorgung – können wir nicht schweigen. 
Die belastenden Äußerungen hochrangiger israelischer Politiker und Militärs bezüglich der vorsätzlichen 
Zerstörung des Gazastreifens und der palästinensischen Bevölkerung sprechen Bände. Für uns besteht 
kein Zweifel am Völkermordcharakter dieses Vorgehens. Wir sind nicht die Einzigen, die zu dieser 
Schlussfolgerung gelangen. 
Die Unabhängige Internationale Untersuchungskommission der Vereinten Nationen kam im September 
2025 zu dem Schluss, dass Israel Völkermord an den Palästinensern im Gazastreifen begangen habe, 
einschließlich Handlungen, die unter Artikel II (a)–(d) der Konvention fallen. Die International Association 
of Genocide Scholars ist ebenfalls zu dem Schluss gekommen, dass Israels Politik und Handlungen im 
Gazastreifen der rechtlichen Definition von Völkermord entsprechen. Siehe auch Middle East Eye. 
Israels Verhalten im Westjordanland muss gesondert behandelt werden, darf jedoch nicht isoliert 
betrachtet werden. Tötungen, Gewalt durch Siedler, Zerstörungen, systematische Enteignung, 
Zwangsvertreibung, illegale Siedlungsausweitung, diskriminierende Planungspolitik, Verfolgung und auf 
Annexion abzielende Maßnahmen sind Teil des umfassenderen Angriffs auf das palästinensische Volk. Sie 

https://www.middleeasteye.net/news/top-genocide-scholars-unanimous-israel-committing-genocide-gaza-investigation-finds
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Kriegsverbrechen darstellen – als Reaktion auf den abscheulichen Angriff auf 
Israel durch die in Gaza ansässige islamistische Bewegung Hamas und mit ihr 
verbündete Gruppen mit ähnlichen Zielen am 7. Oktober 202310 . Wir erkennen 
ferner an, dass diese Völkermordhandlungen und Kriegsverbrechen des Staates 
Israel eine große Zahl ziviler Opfer gefordert haben; dass diese Operationen zur 
weitreichenden vollständigen Zerstörung des zivilen Lebens und der Infrastruktur 
im Gazastreifen sowie teilweise zur Zerstörung des Westjordanlands geführt 
haben; zur fortgesetzten Besetzung des Gazastreifens, des Westjordanlands und 
von Gebieten im Libanon und in Syrien durch den Staat Israel; sowie zu massiven 
Zerstörungen im Südlibanon und dessen Hauptstadt. Wir stellen fest, dass das 
Ausmaß der Zerstörung durch den Staat Israel – abgesehen von den 
Völkermordhandlungen und Kriegsverbrechen – durch ethnische Säuberung, 
Ethnozid, Memorizid, Bibliozid und Soziozid sowie weitere Handlungen 
gekennzeichnet ist. Kann es noch schlimmer kommen? 
 

12. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass es den Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen nicht gelungen ist, den dreisten und brutalen Machtmissbrauch des 
Staates Israel einzudämmen, der ursprünglich 1949 von den Vereinten Nationen 
anerkannt wurde. Wir erkennen an, dass es sich bei der wahllosen Gewalt, die 
über die Bevölkerung von Gaza, dem Westjordanland, dem Südlibanon, Syrien, 
dem Iran und anderen Ländern hereinbrach, unserer Ansicht nach um eine 
ununterbrochene Reihe von Kriegsverbrechen und Völkermord handelt, die für 
uns deutlich sichtbar ist.  
 

13. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass die Vereinten Nationen den Auftrag 
haben, das Wohlergehen der Menschen in ihren Mitgliedstaaten zu fördern, und 
dass dieser Auftrag in den Zielen der Vereinten Nationen verankert ist, zu denen 
insbesondere – wenn auch nicht ausschließlich – die Wahrung des 
internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit, der Schutz der 
Menschenrechte, die Bereitstellung humanitärer Hilfe und die Einhaltung des 
Völkerrechts gehören. 

 
sind auch relevant für unsere Einschätzung des übergeordneten Musters und der Absicht, die der 
israelischen Staatspolitik zugrunde liegen. 
Israels organisierte und hemmungslose Gewalt in anderen Ländern des Nahen Ostens kann und muss 
ebenfalls nach dem Völkerrecht beurteilt werden. Sie verdeutlicht die regionale Ausdehnung des 
gewalttätigen staatlichen Verhaltens Israels. Die Notwendigkeit rechtlicher Verfahren und die Zeit, die 
Gerichte benötigen, um zu ihren Entscheidungen zu gelangen, werden uns nicht davon abhalten, diesen 
Appell an die Vereinten Nationen zu richten. 
10 Dieser Appell konzentriert sich auf das „Verhalten des Staates“ und nicht auf das Verhalten von 
Einzelpersonen, Gruppen oder Organisationen privater Natur. Das schreckliche Massaker, das am 7. 
Oktober 2023 stattfand, fällt daher nicht in den Geltungsbereich dieses Appells an die Vereinten 
Nationen. 
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14. Wir, einfache Bürger, bekräftigen, dass die Begehung von Völkermord und 

Kriegsverbrechen in direktem Widerspruch zu den Zielen der Vereinten Nationen 
steht. Angesichts dessen sind wir der Ansicht, dass der Staat Israel von den 
Vereinten Nationen zurückgehalten werden muss. In diesem Zusammenhang 
stellen wir fest, dass es für Zivilisten im Allgemeinen selbstverständlich ist, dass 
jede Handlung, die den Zielen zuwiderläuft, für die ihnen eine Genehmigung 
erteilt wurde, zum Entzug oder teilweisen Widerruf dieser Rechte führen kann. 
Wir gehen nicht näher auf die Gründe für die Doppelmoral ein, die in dem 
staatsbezogenen Fall zu beobachten ist, in dem Israel gegen die Ziele der 
Vereinten Nationen handelt. Dennoch fordern wir die Vereinten Nationen auf, 
Korrekturmaßnahmen gegen einen Staat zu ergreifen, den sie durch die 
Aufnahme als Vollmitglied in die Gemeinschaft der Nationen unterstützt haben, 
während dieser Staat Handlungen begeht, die Völkermord und Kriegsverbrechen 
darstellen. Wenn nicht, was sollen wir dann von den Vereinten Nationen halten? 
Das Ausbleiben solcher Korrekturmaßnahmen untergräbt die Glaubwürdigkeit 
der Vereinten Nationen auf existenzielle Weise. 

15. Wir, die einfache Bürger, erkennen ferner an, dass es kein Ziel der Vereinten 
Nationen sein kann, Völkermord und Kriegsverbrechen zu begünstigen oder 
Nachsicht gegenüber solchen Handlungen zu üben, die von einem Staat 
begangen werden, dem die Vereinten Nationen einst aufgrund der einzigartigen 
Ermessensbefugnisse, die allein die Vereinten Nationen nach dem Völkerrecht 
ausüben, Anerkennung gewährt haben – einschließlich des Staates Israel. Im 
Gegenteil, das Gegenteil sollte gelten. Wir, die einfache Bürger, verstehen daher, 
dass im Rahmen dieser Argumentation die Aussetzung bestimmter Befugnisse, 
die sich aus dieser Souveränität ergeben, der normale Schritt wäre. 

Die Rechtsstaatlichkeit im Mittelpunkt 

16. Wir, die einfache Bürger, erkennen an, dass die Regeln des Völkerrechts die 
rechtliche Grundlage für die Gründung des Staates Israel bilden. Wir erkennen 
ferner an, dass keine andere Autorität als die auf dem Völkerrecht beruhende die 
internationale Ordnung ersetzen kann, die die Staaten nach dem Zweiten 
Weltkrieg akzeptiert haben, und dass die Achtung des Völkerrechts ein 
wesentlicher Bestandteil des Grundsatzes der Rechtsstaatlichkeit ist, den wir, 
die einfache Bürger, als zentrale Säule moderner Regierungsführung betrachten. 
 

17. Wir, die einfache Bürger, erkennen an, dass die Rechtsstaatlichkeit im 
Wesentlichen aus den folgenden Elementen besteht: 

1. Der Staat – auch als „Verwaltung“ bezeichnet – muss sich an das Gesetz 
halten, genauso wie die Bürger an das Gesetz gebunden sind; 
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2. Der Staat muss den von Richtern erlassenen Urteilen nachkommen; 
3. Der Staat muss Verpflichtungen einhalten, die seine Vertreter vor einem 

Gericht oder einer anderen mit der Beilegung von Streitigkeiten betrauten 
Instanz eingegangen sind;  

4. Der Staat muss die Menschenrechte achten; 
5. Der Staat muss Verpflichtungen erfüllen, die sich aus Verträgen mit anderen 

Staaten und internationalen Organisationen ergeben, einschließlich 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit dem Kriegsvölkerrecht und der 
Vertragstreue („pacta sunt servanda“), und muss im Sinne einer Ermutigung 
seiner Vertragspartner handeln, dies ebenfalls zu tun;  

6. Der Staat muss die Gewaltenteilung gewährleisten, insbesondere zwischen 
der Legislative, der Exekutive und der Judikative; 

7. Der Staat muss wirksame und regelmäßige Mechanismen zur Überwachung 
und Rechenschaftspflicht der im Namen des Staates handelnden Behörden 
sowie der mit öffentlichen Mitteln finanzierten Einrichtungen einrichten und 
gewährleisten. 

 
18. Wir, die einfachen Menschen, wissen, dass die oben aufgeführten Elemente das 

Ergebnis jahrhundertelanger, langwieriger und erbitterter Konflikte zwischen 
Staaten, ethnischen Gruppen und/oder anderen organisierten Einheiten sind und 
dass diese Elemente als bestmöglicher Weg herausgearbeitet wurden, um als 
Gesellschaften auf friedliche Weise voranzukommen – sowohl in ihrem Inneren 
als auch in Zusammenarbeit mit anderen Akteuren (Staaten, Gruppen, 
Einheiten). Wir sind uns daher bewusst, dass die Rechtsstaatlichkeit das 
Herzstück moderner Staatsführung bildet und dass diese entscheidenden 
Elemente nicht durch transaktionale Vereinbarungen – seien sie nun kommerziell 
motiviert oder nicht – zwischen denjenigen, denen staatliche Macht anvertraut 
wurde, beiseitegeschoben oder außer Kraft gesetzt werden dürfen. Wir verstehen 
in diesem Sinne auch, dass wir nicht von Menschen, sondern von Gesetzen 
regiert werden und dass keine Vereinbarung, gleich welcher Art und zwischen 
welchen Personen oder Behörden auch immer, die oben genannten 
Rechtsgrundsätze der Rechtsstaatlichkeit außer Kraft setzen kann. 

 
Rechtsstaatlichkeit und ordnungsgemäßes Verfahren 
 

19. Wir, die einfachen Menschen, bekräftigen, dass das Selbstbestimmungsrecht 
des palästinensischen Volkes durch die illegale Besetzung palästinensischer 
Gebiete durch den Staat Israel verletzt wird, ebenso wie die Fähigkeit des 
palästinensischen Volkes, seine Identität und Sicherheit durch die Kontrolle über 
sein territoriales Heimatland zum Ausdruck zu bringen. Wir vertreten die 
Auffassung, dass, falls diese anhaltende Invasion und Verletzung des souveränen 
Territoriums und der Hoheitsrechte Palästinas sowie seines inhärenten 
Selbstbestimmungsrechts durch den Staat Israel das Ergebnis undurchsichtiger 
Transaktionen des Staates Israel oder seiner führenden Politiker, Beamten oder 
Führungskräfte mit anderen ausländischen Staatsmächten, deren Vertretern 
oder Einzelpersonen ist, solche Vereinbarungen oder Abkommen keine Gültigkeit 
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besitzen, da die Rechtsstaatlichkeit vorschreibt, dass ordnungsgemäße 
Verfahren eingehalten werden müssen. 

 
20. Wir, einfache Bürger, vertreten die Auffassung, dass die Souveränität eines 

Staates in keiner Form gehandelt werden darf. Wir verstehen dies so, weil die 
Souveränität eines Staates nicht im Besitz einer Privatperson, einer Einrichtung 
oder einer anderen Partei sein oder von diesen ausgeübt werden kann. Wir 
erkennen an, dass gemäß den nach dem Zweiten Weltkrieg festgelegten 
Standards das Schicksal des souveränen Status eines Staates im Wesentlichen 
in den Händen des Volkes dieses Staates liegt. Wir, die einfache Bürger, 
bekräftigen daher, dass die Souveränität eines Staates in den Händen seiner 
Bürger liegt und nicht unter der Kontrolle einer bestimmten Person oder einer 
anderen Instanz steht. Wir betonen, dass ein ordnungsgemäßes Verfahren der 
Schlüssel zur Ermittlung des Volkswillens ist und dass die Rechtsstaatlichkeit im 
Mittelpunkt dieses Prozesses steht. 

 
21. Wir erkennen an, dass die Konsultation eines Volkes über die Fortführung oder 

Änderung der Souveränität des Staates, dem es angehört, grundsätzlich davon 
abhängt, dass den Mitgliedern des betreffenden Volkes eine faire Chance 
eingeräumt wird, ihre Stimme zu dieser entscheidenden Frage abzugeben, und 
zwar gemäß angemessener rechtlicher Verfahren und Schutzvorkehrungen. 
Darüber hinaus gelten die Regeln des Völkerrechts, während formelle 
Erklärungen von Staaten und internationalen Behörden für diese existenzielle 
Angelegenheit eines jeden Staates weiterhin relevant bleiben. Gleichzeitig gibt es 
in dieser Hinsicht keine Abkürzung, wenn es darum geht, das Volk über die 
Zukunft eines Staates zu befragen. Das Vorrecht, die Hoheitsrechte zu ändern, 
liegt in den Händen des Volkes. Dies ist sein Privileg und stellt aus historischer 
Perspektive eine bedeutende gesellschaftliche Errungenschaft dar, die wir, die 
einfachen Menschen, anerkennen und begrüßen. Wir können „Politizid“ nicht 
akzeptieren, wie ein israelischer Historiker diesen Prozess bezeichnet hat. Damit 
beziehen wir uns auf einen Prozess, der darauf abzielt, die politische Existenz der 
Palästinenser auszulöschen. 

 
22. Wir betonen diesen Punkt, weil Jahrzehnte der Geschichte darauf hindeuten, 

dass der Staat Israel weiterhin versucht, die Hoheitsrechte des Staates Palästina 
zu verändern, zu stören oder zu untergraben, auch wenn diese anhaltenden und 
unrechtmäßigen Bemühungen, in welcher Gestalt oder Form auch immer, zum 
Scheitern verurteilt sind. Wir erinnern in diesem Zusammenhang daran, dass 
jede rechtmäßige Änderung der Souveränität ohne ein ordnungsgemäßes 
Verfahren unmöglich ist und dass sich diese Rechtslage aus dem Wesen der 
staatlichen Souveränität selbst ergibt, die schlichtweg nicht von bestimmten 
Parteien oder Personen besessen, gehalten oder gehandelt werden kann, noch 
kann sie durch Gewalt jeglicher Art enteignet werden. Was die derzeit 
aufkommende Illusion betrifft, souveräne Rechte dennoch „als Privatperson“ 
durch den Abschluss eines Abkommens mit den Besatzungsmächten, deren 
Vertretern oder israelischen Privatpersonen in irgendeiner Weise zu erwerben, zu 
kaufen oder zu besitzen, stellen wir fest, dass sich diese Beobachtung auf 
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offensichtliche Pläne bezieht, den mittlerweile zerstörten Gazastreifen in eine 
Erfolgsgeschichte im Bereich der gewerblichen Immobilien umzugestalten.  In 
diesem Zusammenhang mag man heutzutage an ausländische 
Geschäftsvorhaben, Unternehmensallianzen, ausländische Agenten oder 
vermögende Privatpersonen denken, die bestrebt sind, ihren Einfluss, ihr 
Eigentumsrecht und ihr Gewinnpotenzial durch die Übernahme staatlicher 
Macht – oder von Teilen davon – auszuweiten und auf diese Weise Teile der 
besetzten Gebiete in ihren Besitz zu bringen. Solche Kräfte werden jedoch die 
Sichtweise des palästinensischen Volkes außer Acht lassen und haben daher 
nicht mehr Gültigkeit als brutale Gewalt. 

 
23. Wir lehnen die jahrelange Kampagne des Staates Israel, den Willen des 

palästinensischen Volkes durch Handlungen zu unterwerfen, die unserer Ansicht 
nach Völkermord, Kriegsverbrechen, fortwährende Einschüchterung und 
repressive Maßnahmen wie Inhaftierungen und Eingriffe in das zivile Leben 
darstellen und im Widerspruch zur Rechtsstaatlichkeit stehen, auf das Schärfste 
ab.  

 
Der Weg zu extremem Fehlverhalten seitens des Staates Israel 
 

24. Wir, einfache Bürger, sind der Ansicht, dass der Staat Israel in den besetzten 
Gebieten keines der Kernelemente der Rechtsstaatlichkeit erfüllt. Wir vertreten 
die Auffassung, dass diese Elemente den Kern eines regelbasierten Staates 
bilden, der im Interesse der von ihm vertretenen Bevölkerung handelt oder seiner 
Verantwortung gegenüber einem besetzten Volk nachkommt – während der Staat 
Israel der Bevölkerung in den besetzten Gebieten einen zerstörerischen Kurs 
aufgezwungen hat. Anstatt die Standards der Rechtsstaatlichkeit zu wahren, ist 
der Staat Israel zu einem Staat geworden, der Handlungen begeht, die wir als 
Völkermord, Kriegsverbrechen, Einschränkung der Presse- und Medienfreiheit 
sowie Gewalt gegen Zivilisten betrachten, während er gleichzeitig Praktiken der 
Verletzung der Privatsphäre und der Beeinträchtigung der kollektiven und 
persönlichen Sicherheit durch seine Armee, Polizei und Beamten aufrechterhält. 
Die Verweigerung oder Verfälschung humanitärer Hilfe in den illegal besetzten 
Gebieten, die gegen internationale Konventionen verstößt, ist eine besonders 
zynische Politik Israels mit dramatischen Auswirkungen auf die palästinensische 
Bevölkerung, die Generationen überdauern werden, sowie auf deren Fähigkeit, 
ihre Zukunft wieder aufzubauen. 

 
Forderung nach einer Neugestaltung der Vereinten Nationen und des Staates Israel 
 

25. Wir, einfache Bürger, halten es für selbstverständlich, dass ein derart lang 
anhaltendes und extremes Fehlverhalten des Staates Israel dem Verhalten eines 
Terrorstaates gleichkommt11 und dass dies – faktisch – von der internationalen 

 
11 Der Begriff „Terrorstaat“, wie er hier verwendet wird, bezieht sich auf einen Staat, der systematisch mit 
unverhältnismäßigen Mitteln gegen Zivilisten unter seiner Herrschaft vorgeht, sei es durch übermäßige 
physische Gewalt seitens staatlicher Amtsträger oder staatlich unterstützter Gruppen oder 
Einzelpersonen, durch übermäßige bewaffnete Einschüchterung oder durch übermäßigen nicht-
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Gemeinschaft toleriert wurde, die den Staat Israel 1949 durch die Billigung der 
Vereinten Nationen ins Leben gerufen hat, zusätzlich zu der Billigung und 
Unterstützung durch viele einzelne Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen. 

  
26. Zwar gab es wiederholt Kritik seitens anderer Staaten und Organisationen der 

internationalen Gemeinschaft am anhaltenden Fehlverhalten des Staates Israel, 
doch wurden unserer Ansicht nach von diesem Staat selten wirksame 
Maßnahmen ergriffen, um dieser Kritik Rechnung zu tragen, weshalb die 
Völkermordhandlungen und andere Verstöße gegen das Völkerrecht 
fortbestehen. Zudem wurde die Reaktion auf dieses ausweichende Verhalten des 
Staates Israel von anderen Staaten und der internationalen Gemeinschaft so 
wahrgenommen, als sei dieses Phänomen der Ausflüchte und der anhaltenden 
Leugnung des kriminellen Verhaltens durch den Staat Israel wie „ein Schiff, das in 
der Nacht vorbeifährt“. So haben wir es wahrgenommen. Es gibt jedoch keinen 
Grund, sich mit all dem abzufinden – weder aus Prinzip noch aus pragmatischen 
Erwägungen. Aufgrund des anhaltenden Fehlens oder Mangels an 
Korrekturmaßnahmen zur Behebung des erwähnten Fehlverhaltens des Staates 
Israel steht auch die Glaubwürdigkeit des derzeitigen internationalen Rahmens 
insgesamt auf dem Spiel. 

 
27. Wir erkennen an, dass das Fehlen wirksamer Korrekturmaßnahmen seitens der 

internationalen Gemeinschaft gegenüber einem Staat, dessen Gründung auch 
von den Vereinten Nationen gebilligt wurde, eine tiefgreifende Unfähigkeit dieser 
Gemeinschaft offenbart, trotz bemerkenswerter Bemühungen, es besser zu 
machen12 . Wir bekräftigen, dass diese Unfähigkeit für das palästinensische Volk 

 
physischen Druck durch Äußerungen oder Tonfall oder durch übermäßiges Verhalten von Staatsbeamten, 
Polizei- oder Armeeangehörigen.  
12 Was eine jüngste Initiative betrifft, die darauf abzielt, die Aussicht auf Frieden im Nahen Osten näher zu 
rücken, sei auf die zivilgesellschaftliche Initiative „Paris Call“ 
(https://parispeaceforum.org/publications/the-paris-call-for-the-two-state-solution/) verwiesen.  
Der Gaza-Friedensplan (17. November 2025) bezog den Staat Palästina nicht mit ein, was einen 
grundlegenden Mangel in seiner Konzeption und Umsetzung darstellt. Zu den jüngsten Initiativen 
gehörten:  
1. Globale Allianz zur Umsetzung der Zwei-Staaten-Lösung (ins Leben gerufen im Jahr 2024, wobei 

Norwegen, Saudi-Arabien und andere eine führende Rolle spielten). Damit wurde ein diplomatischer 
Rahmen für koordiniertes Handeln geschaffen;  

2. Die Frankreich-Saudi-Arabien-UN-Konferenz (Juli 2025), auf der die sogenannte „New Yorker 
Erklärung“ verabschiedet wurde. Diese ging über den Pariser Aufruf hinaus, indem sie konkrete und 
zeitgebundene Schritte in Richtung einer palästinensischen Staatlichkeit, einer Reform der 
Regierungsführung, des Wiederaufbaus des Gazastreifens und internationaler Follow-up-
Mechanismen vorschlug;  

3. Der „Pariser Aufruf zur Zwei-Staaten-Lösung“ (Juni 2025), der Hunderte von führenden Vertretern 
der israelischen und palästinensischen Zivilgesellschaft, Friedensorganisationen, Wissenschaftler, 
ehemalige Amtsträger und internationale Unterstützer zusammenbrachte. Der Aufruf forderte einen 
Waffenstillstand, humanitären Zugang, die Freilassung von Geiseln, die palästinensische 
Staatlichkeit und die Umsetzung eines Zwei-Staaten-Rahmens.; 

4. Folgetreffen im Jahr 2026, darunter ein weiteres Treffen in Paris mit Vertretern der israelischen und 
palästinensischen Zivilgesellschaft, bei dem ein „Aufruf zum Handeln“ an die G7 gerichtet wurde, in 
dem betont wurde, dass die Ausweitung der Siedlungen, die Gewalt durch Siedler und die de-facto-
Annexion die Lebensfähigkeit eines palästinensischen Staates bedrohen. 

https://parispeaceforum.org/publications/the-paris-call-for-the-two-state-solution/
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und für uns, die einfachen Menschen, inakzeptabel ist. Täglich werden wir durch 
Medienberichte und andere Berichterstattung Zeugen des sich entfaltenden 
schrecklichen Schicksals des palästinensischen Volkes. Wir, einfache Bürger, 
bestehen daher darauf, dass ein derart massives und langjähriges Versagen der 
Vereinten Nationen und, im weiteren Sinne, der diplomatischen Gemeinschaft 
über mehr als siebzig Jahre hinweg unweigerlich zu einer grundlegenden 
Neugestaltung sowohl der Vereinten Nationen als auch des Staates Israel führen 
muss. 

 
Ausmaß des Leidens in geografischer Hinsicht 
 

28. Wir, die einfachen Menschen, vertreten die Auffassung, dass die Entwicklung des 
Staates Israel zu einem Staat, der wiederholt verbindliche Verpflichtungen nach 
dem Völkerrecht, einschließlich der internationalen Menschenrechtsnormen, 
missachtet, in jeglicher Form und in jeglichem Ausmaß inakzeptabel ist. Wir 
stellen ferner fest, dass der im Völkerrecht festgelegte Rahmen beabsichtigter 
Schutzmaßnahmen, der Korrekturmaßnahmen durch internationale 
Organisationen und deren Mitgliedstaaten ermöglichen soll, in der Praxis für die 
einfachen Menschen in Palästina nicht rechtzeitig und wirksam funktioniert hat. 
Dies hatte zudem destabilisierende und zerstörerische Auswirkungen auf 
Millionen anderer Menschen in Nachbarländern wie dem Libanon, Syrien und 
Jordanien, was für die betroffenen Menschen viele Jahre unerträglichen Leidens 
bedeutete. 

 
Von den Vereinten Nationen geforderte Maßnahmen 
 

29. Wir, die einfachen Menschen, erkennen an, dass das beobachtete Verhalten des 
Staates Israel, der die Rechtsstaatlichkeit missachtet, einschließlich 
verbindlicher Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, eine Einschränkung seines 
Vollmitgliedsstatus bei den Vereinten Nationen erfordert. Wir bekräftigen, dass 
die Befugnis zum Entzug oder zur Aussetzung von Mitgliedschaftsrechten 
ausschließlich bei den Vereinten Nationen liegt. Wir, die einfachen Menschen, 
wünschen uns dennoch, dass das hemmungslose Verhalten des Staates Israel 
unverzüglich ein Ende findet. Sein derzeitiges Verhalten führt zur Aushöhlung der 
Rechtsstaatlichkeit, für deren Anwendung in den besetzten Gebieten er 
verantwortlich ist, einschließlich der Achtung des Völkerrechts, und wir fordern 
daher die Vereinten Nationen auf, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um 
die Mitgliedschaft des Staates Israel in den Vereinten Nationen, den sie 1949 als 
Vollmitglied aufgenommen haben, auszusetzen und auf den Beobachterstatus 
zu beschränken. 

 
Gründe für die Statusbeschränkung  
 

30. Wir, einfache Bürger, erkennen die Gründe – insbesondere jene, die sich aus dem 
historischen Antisemitismus und dem Holocaust während des Zweiten 
Weltkriegs ergeben – für die Schaffung eines sicheren Zufluchtsortes, des 
Staates Israel, an. Wir bekräftigen andererseits, dass ein Grund für die 
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Einschränkung der institutionellen Befugnisse eines Staates, der ursprünglich 
unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen unterstützt wurde, vorliegt, 
wenn sich dieser Staat zu einem Staat gewandelt hat, der die Rechtsstaatlichkeit 
– einschließlich verbindlicher Verpflichtungen nach dem Völkerrecht – 
missachtet und sich stattdessen wie ein Raub- und Terrorstaat verhält. 
 

31. Wir erkennen an, dass eine von den Vereinten Nationen bestätigte 
Existenzberechtigung als souveräner Staat keine Erlaubnis beinhaltet und auch 
nicht beinhalten kann, Völkermord und Kriegsverbrechen zu begehen. Im 
Gegenteil, wir bekräftigen, dass diese Handlungen eine Neudefinition der Rechte 
rechtfertigen, einschließlich der Aussetzung der Rechte und Privilegien in seiner 
Beziehung zu den Vereinten Nationen. Zwar hat Israel als Besatzungsmacht 
rechtliche Verpflichtungen gegenüber der Bevölkerung Palästinas, doch hat es 
kein Mandat über die eigentliche Souveränität Palästinas. 

 
32. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass die Möglichkeit, den Entwicklungsverlauf 

eines Staates grundsätzlich neu zu gestalten, sowohl von internen (souveränen) 
als auch von externen Kräften (der internationalen Gemeinschaft13 ) abhängt. 
Angesichts des anhaltenden Fehlverhaltens des Staates Israel reagiert die 
internationale Gemeinschaft unzureichend. Wir halten dies für inakzeptabel. Die 
Vereinten Nationen müssen korrigierende und wirksame Maßnahmen gegen den 
Staat Israel ergreifen. 

 
Resolution 242 und die Beendigung der Besatzungen 
 

33. Wir, die einfachen Menschen, erkennen an, dass, wenn der Staat Israel trotz 
seines missbräuchlichen Verhaltens von den Vereinten Nationen aus Gründen, 
die mit der Praktikabilität, mit persönlichen oder gruppenbezogenen Interessen 
oder mit politischen Erwägungen zusammenhängen können, die außerhalb 
unserer Sichtweite liegen, nach wie vor unangefochten bleibt, es unerlässlich ist, 
dass der Staat Israel – als einer der wenigen Staaten, die unter Mitwirkung der 
Vereinten Nationen gegründet wurden – in jedem Fall die oben aufgeführten 
Standards der Rechtsstaatlichkeit sowie die Urteile des Internationalen 
Gerichtshofs (IGH) einhält. Wir bekräftigen, dass zu diesem Zweck die Besetzung 
des Gazastreifens, Ostjerusalems, des Westjordanlands sowie von Teilen des 
Libanon und Syriens durch den Staat Israel vollständig und unverzüglich beendet 
werden muss. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf Absatz 1 der 
Resolution 242 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen aus dem Jahr 1967, in 
dem es heißt: 

 
„1. bekräftigt, dass die Verwirklichung der Grundsätze der Charta die 
Herstellung eines gerechten und dauerhaften Friedens im Nahen Osten 

 
13 Der Fall Osttimor ist ein Präzedenzfall für die Unterstützung von Selbstbestimmung und 
Menschenrechten und unterstreicht den Grundsatz, dass staatliche Souveränität zwar nach wie vor ein 
Grundpfeiler des Völkerrechts ist, jedoch ethisch durch die internationale Verantwortung zum Schutz von 
Bevölkerungsgruppen, die unter systematischen Übergriffen leiden, in Frage gestellt werden kann. 
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erfordert, der die Anwendung der beiden folgenden Grundsätze umfassen 
sollte: 
 

(i) Rückzug der israelischen Streitkräfte aus den im jüngsten 
Konflikt besetzten Gebieten; 
(ii) Beendigung aller Ansprüche oder Kriegszustände sowie Achtung 
und Anerkennung der Souveränität, der territorialen Unversehrtheit 
und der politischen Unabhängigkeit jedes Staates in der Region 
sowie ihres Rechts, in Frieden innerhalb sicherer und anerkannter 
Grenzen frei von Drohungen oder Gewaltakten zu leben;“ 

 
34. Wir, die einfache Bürger, erkennen an, dass die Resolution 242 (S/RES/242) des 

Sicherheitsrats der Vereinten Nationen am 22. November 1967 vom 
Sicherheitsrat einstimmig verabschiedet wurde. Wir bekräftigen ferner, dass 
angesichts dieses Beschlusses die Besetzung des Gazastreifens, des 
Westjordanlands, Ostjerusalems14 sowie von Teilen des Libanon und Syriens 
durch den Staat Israel unverzüglich beendet werden muss und dass die 
Bewohner illegaler Siedlungen anschließend die Entwaffnung akzeptieren, 
gestohlenes Land15 ordnungsgemäß an seine Eigentümer zurückgeben und die 
Herrschaft des palästinensischen Staates anerkennen müssen. In jedem Fall 
macht das Urteil des Internationalen Gerichtshofs vom 19. Juli 2024 deutlich, 
dass „der Staat Israel verpflichtet ist, alle neuen Siedlungsaktivitäten 
unverzüglich einzustellen und alle Siedler aus den besetzten palästinensischen 
Gebieten zu evakuieren“. Unter keinen Umständen dürfen palästinensische 
Einwohner ihres eigenen Landes gewaltsam in andere Gebiete oder Länder 
umgesiedelt werden, um Platz für illegale Siedler zu schaffen. 

 
35. Wir stellen fest, dass die Resolution 242 (1967) in nachfolgenden Rechtsakten 

des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen bekräftigt wurde, darunter die 
Resolutionen 338 (1973), 1392 (2002), 1515 (2003) und 2334 (2016), und dass die 
Resolution 242 von zentraler Bedeutung für die in Camp David (1978), Madrid 
(1991) und Oslo (1993) erzielten Vereinbarungen war. Wir, einfache Bürger, 
erkennen an, dass die Nichtbefolgung der Anweisungen des Sicherheitsrats den 
Staat Israel dazu veranlasst hat, Eigentum unter Anwendung extremer Gewalt – 
wie beispielsweise durch Völkermord –, Einschüchterung und andere Formen 
des Drucks an sich zu reißen, was zur rechtswidrigen Enteignung von Rechten 
geführt hat, die Palästina und seinen Einwohnern zustehen. Wir erkennen ferner 
an, dass Millionen von Menschen direkt und indirekt von den Eroberungen des 
Staates Israel betroffen sind und dass dieses anhaltende Muster der Enteignung 
und der illegalen Besetzungen charakteristisch für das Verhalten eines 
räuberischen Staates ist, der es versäumt hat, seinen Kurs an der 
Rechtsstaatlichkeit auszurichten – dem Maßstab für moderne Staatsführung.  

 
14 Ostjerusalem ist sowohl für Juden als auch für Palästinenser ein besonders heikles Thema, das 
zusätzliche Verhandlungen zwischen den souveränen Staaten Israel und Palästina erfordert, anstatt einer 
gewaltsamen Aneignung von Gebieten durch den Staat Israel. 
15 Wir weisen Ansprüche zurück, die sich auf die Antike berufen. 
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Resolution 242, die Notwendigkeit der Umsiedlung und der Schaffung neuen Landes 
 

36. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass die Umsiedlung der Bewohner illegaler 
Siedlungen innerhalb des international anerkannten Hoheitsgebiets des Staates 
Israel, wie in der Resolution 242 gefordert, aufgrund von Engpässen bei 
Wohnraum, Land oder beidem zu Wohnungsproblemen in Israel selbst führen 
kann. Wir bekräftigen, dass unter keinen Umständen der begrenzte Platz 
innerhalb des Staates Israel von irgendeiner Partei oder den Vereinten Nationen 
als Rechtfertigung dafür herangezogen werden darf, die ursprünglichen 
Bewohner aus ihrem in der Resolution 242 (1967) definierten Gebiet zu 
vertreiben. 

 
37. Alle Palästinenser, seien es Flüchtlinge, Inhaftierte oder Angehörige der 

Diaspora, haben ein Recht auf Rückkehr in ihre palästinensischen Gebiete, die 
gemäß der UN-Resolution 24216 zum palästinensischen Staat gehören. Wir, 
einfache Bürger, erkennen an, dass die einfachen Menschen Palästinas und des 
heutigen Staates Israel in einem Staat leben müssen, der auf dem Prinzip der 
Rechtsstaatlichkeit beruht. Dies unterscheidet sich grundlegend von einem 
Staat, der sich durch Terrorakte aufrechterhält; durch Handlungen, die wir als 
Völkermord und Kriegsverbrechen betrachten; durch die Vertreibung der 
ursprünglichen Bewohner; durch die ständige Einschüchterung der Einwohner; 
durch die Ermordung von Journalisten; und durch die Vorenthaltung des Zugangs 
der Bevölkerung zu Nahrung und Wasser, zu medizinischen 
Versorgungseinrichtungen, zu dem grundlegenden Respekt, der allen Menschen 
zusteht, sowie zu den wesentlichen Voraussetzungen, die zur Aufrechterhaltung 
des grundlegenden menschlichen Wohlergehens erforderlich sind. 
 

Anhaltende Verfälschung von Fakten und Zusammenhängen 
 

38. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass angesichts des andauernden Krieges, 
den der Staat Israel führt, die Berichterstattung über die Lebensrealitäten in 
Palästina, im Libanon, in Syrien, Jordanien und im Iran beharrlich verzerrt wird. 
Wir erkennen ferner an, dass diese Verzerrung sowohl die Bedürfnisse der 
Bevölkerung in diesen Regionen als auch deren tatsächliche Lebensbedingungen 
betrifft und dass die riesige Menge an Unwahrheiten – verstanden als 
absichtliche Falschdarstellung von Fakten und Zusammenhängen –, die über das 
Internet und die konventionellen Medien verbreitet wird, selbst zu einer Form der 
Unterdrückung für die betroffenen Menschen geworden ist. Wir betonen 
nachdrücklich, dass die Tötung von mehr als 225 Journalist*innen durch den 

 

16 Im Jahr 1948 verabschiedete die UN-Generalversammlung die Resolution 194, in der bekräftigt wurde, 
dass palästinensischen Flüchtlingen, die in ihre Heimat zurückkehren und in Frieden leben wollen, dies 
gestattet werden sollte. Die Resolution 242 (1967) des UN-Sicherheitsrats bekräftigt die Unzulässigkeit 
der Aneignung von Gebieten durch Krieg. 
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Staat Israel in Gaza und im Libanon seit 2023 Teil einer umfassenderen Strategie 
ist, die Medien mundtot zu machen und in jedem Einzelfall extreme Repression 
auszuüben – ein Vorgehen, das einem Kriegsverbrechen gleichkommt. Wir 
erkennen an, dass die Eindämmung staatlich gesteuerter Desinformation nicht 
unmittelbar in den formellen Aufgabenbereich Ihrer Organisation fällt; dennoch 
muss die allgegenwärtige Kultur der Falschdarstellung durch direkte oder 
indirekte staatliche Akteure ein Ende finden. Zu diesem Zweck bestehen wir 
darauf, dass Sie anerkennen, dass es in den betroffenen Gebieten an der 
Achtung der Rechtsstaatlichkeit mangelt, und dass wir von den Vereinten 
Nationen erwarten, unverzüglich angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um 
diesen schwerwiegenden Mangel anzugehen und zu beheben. 

 
Unterdrückung der Meinungsfreiheit ist inakzeptabel 
 

39. Wir, einfache Bürger, stellen fest, dass der Staat Israel neben staatlich 
unterstützten Zwangsmaßnahmen im Jahr 2026 ein Gesetz verabschiedet hat, 
das als „Gesetz zur Todesstrafe für Terroristen“ bezeichnet wird. Für uns ist die 
Todesstrafe unter keinen Umständen akzeptabel. Diese Strafe ist nicht mit den 
grundlegenden Menschenrechten vereinbar, zu denen auch das Recht auf Leben 
gehört. Diese grausame und unmenschliche Strafe verstößt gegen die 
Rechtsstaatlichkeit, zu der die Achtung der Menschenrechte und des 
Völkerrechts gehört.  Wir stellen zudem fest, dass das „Gesetz zur Todesstrafe für 
Terroristen“ offenbar unter anderem auf Palästinenser in den besetzten Gebieten 
und Staatsangehörige des Staates Israel abzielt, die das Existenzrecht des 
Staates Israel leugnen. Ein solches Gesetz steht im Widerspruch zur 
Meinungsfreiheit, hat eine unterdrückerische Wirkung und zielt in hohem Maße 
darauf ab, alle Formen des palästinensischen Widerstands, einschließlich des 
nichtmilitanten Widerstands, zu zerschlagen. Das Gesetz stärkt die Apartheid. 
 

Keine Zukunft für staatliche Zwangsmaßnahmen als Mittel zur Erzwingung eines 
Umdenkens 
 

40. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass der Staat Israel keine Glaubwürdigkeit 
besitzen kann, wenn er versucht, die Meinung oder den Charakter von Menschen 
– sei es als Gruppe oder als Einzelpersonen – mit Gewalt zu ändern. Dazu 
gehören die Auferlegung von Haftbedingungen absurden und 
entmenschlichenden Ausmaßes; kulturelle Zerstörung; die Zerstörung der 
Lebensbedingungen der Bewohner in den besetzten Gebieten; den Raub von 
Wasserquellen; das Zufügen lebenslanger körperlicher und psychischer 
Schäden; den Abbau  der Gesundheitsversorgung; die Vernichtung von Ernten; 
das Aufreißen von Straßen und die Zerstörung anderer Infrastruktur innerhalb und 
zwischen zivilen Gemeinden; die Unterdrückung öffentlicher 
Kommunikationskanäle; oder den Einsatz jeglicher anderer Mittel der Nötigung 
und Gewalt in den besetzten Gebieten.  
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Der Weg zu friedlicher Normalität  
 

41. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass ein echter Sinneswandel durch das 
Zeigen von gegenseitigem Respekt, Freundschaft und Liebe zu den Menschen, 
zur Umwelt und zur Natur, in der sie leben, entsteht. Wir erkennen an, dass 
diejenigen, die in Bereichen der liebevollen Fürsorge (TLC) für andere tätig sind – 
wie beispielsweise im Gesundheitswesen –, als leuchtende Vorbilder dafür 
dienen können, wie man mit Menschen und mit den Quellen ihrer Inspiration in 
Verbindung tritt. Wir bekräftigen, dass der Weg zu friedlicher Normalität über 
unseren Verstand und unsere Herzen führt und dass keine missbräuchliche 
Gewalt diese grundlegende Realität ändern kann. Daher ist die Verfolgung von 
Pflegekräften, humanitären Helfern und medizinischem Personal zu verurteilen. 
Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 
(UNRWA) muss gestärkt, finanziert, von der gesamten UN-Gemeinschaft 
politisch und diplomatisch unterstützt und energisch verteidigt werden. 

 
Frauen müssen in Entscheidungsprozesse einbezogen werden 
 

42. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass es naiv und fehlgeleitet ist, zu glauben 
oder zu suggerieren, dass die massive Zerstörung von Lebensräumen, von 
Einzelpersonen, von Menschengruppen oder gar von ganzen Zivilisationszentren 
einen sinnvollen Sinneswandel bewirken kann. Wir stellen fest, dass 
insbesondere Männer diese verzerrte Sichtweise vertreten. Wir beobachten, dass 
Männer in Führungspositionen öffentlich mit ihrer Fähigkeit geprahlt haben, 
Menschen, Gruppen und andere Zivilisationen zu zerstören, was wir als 
schockierend unreifes Verhalten betrachten. Wir erkennen ferner an, dass diese 
destruktive Denkweise in persönlichen Beziehungen und in Gesellschaften 
insgesamt immensen Schaden anrichtet und dass solche Männer zu den 
Staatsführern gehören, die die anhaltenden Feindseligkeiten in den betroffenen 
Regionen schüren und anheizen. Aus diesem Grund halten wir es für 
unerlässlich, dass Frauen systematisch und wirkungsvoll an den 
Entscheidungsprozessen zu den Themen beteiligt werden, mit denen sich die 
Vereinten Nationen unserer Aufforderung nach befassen sollen. Wir erinnern 
daran, dass dies im Einklang mit der im Jahr 2000 verabschiedeten Resolution 
1325 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen steht, die unter anderem eine 
stärkere Beteiligung von Frauen an Friedensverhandlungen und der 
Konfliktlösung fordert und Teil der umfassenderen Agenda „Frauen, Frieden und 
Sicherheit“ ist. Wir bekräftigen, dass diese Agenda als verbindliche Verpflichtung 
für die hier geforderten Entscheidungen unverzüglich umgesetzt werden muss.  

Keine Tyrannei ist akzeptabel 

43. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass kein Staat Zwangsmaßnahmen vor Ort 
und keine Bombardierungskampagnen rechtfertigen kann, wenn dabei 
vorsätzlich, unverhältnismäßig oder übermäßig Gewalt angewendet wird. 
Moderne Technologie ermöglicht präzise militärische Zielerfassung. Wir 
bekräftigen, dass die Art von Krieg, den der Staat Israel seit dem 7. Oktober 2023 
führt und der durch totale Zerstörung gekennzeichnet ist, in keinem Verhältnis zur 
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Präzisionstechnologie steht. Wir halten es für selbstverständlich, dass die 
anhaltende und überwältigende Machtdemonstration durch unaufhörliche und 
massiv zerstörerische Bombenangriffe des Staates Israel, zusammen mit einer 
Vielzahl anderer Zwangsmaßnahmen und Operationen, vorsätzliche Handlungen 
darstellt, die wir als Völkermord und andere Kriegsverbrechen betrachten. Wir 
halten dies für jeden Beobachter für selbstverständlich, und keine Armee von 
Anwälten kann uns vom Gegenteil überzeugen. Wir erkennen an, dass sich diese 
schwerwiegenden Rechtsverstöße gegen die Menschen in den besetzten 
Gebieten, gegen die Menschen im Südlibanon und gegen Menschen in anderen 
Teilen des Nahen Ostens richten. Wir sind der Ansicht, dass diese Übergriffe so 
offensichtlich sind, dass es beschämend ist, zu behaupten – wie es zahlreiche 
Amtsträger, Politiker, Journalisten und Kommentatoren weiterhin tun –, dass 
solche Gräueltaten lediglich Anlass zu „Besorgnis“ oder ähnlichen 
Euphemismen geben. Wir bekräftigen stattdessen, dass eine 
unmissverständliche Verurteilung dieser staatlich verübten Terrorakte der 
Maßstab und die einzig angemessene Reaktion sein muss. Wir, die einfachen 
Menschen, verstehen dies instinktiv, da die vom Staat Israel verübten staatlichen 
Terrorakte zu brutal und schrecklich sind, um sie in Worte zu fassen. 
 

44. Wir, einfache Bürger, erkennen ferner an, dass der Staat Israel erklärt hat, seine 
Bombardierungskampagne sei als „Auge um Auge“-Strategie durchgeführt 
worden, und dass er ohne Zurückhaltung handelt, um so zu reagieren, wie er es 
für angemessen hält. Wir erkennen an, dass sich der Staat Israel damit in die 
Position eines tyrannischen Staates begibt, der ohne Zurückhaltung handelt. 
Letzteres ist nach internationalem Recht ein „No-Go-Bereich“. Um es klar zu 
sagen: Grundsätze wie die der Unterscheidung, der Verhältnismäßigkeit und der 
militärischen Notwendigkeit sind bekannte Faktoren, die bei Kriegshandlungen 
zu berücksichtigen sind – im Gegensatz zum „Handeln ohne Zurückhaltung“, das 
per se nicht legitim sein kann. 
 

45. Wir, die einfachen Menschen, verurteilen jeden tyrannischen Staat – und zwar 
nicht nur solche, die systematische Gewalt ausüben, die zu ethnischen 
Säuberungen und Völkermord führt. Wir sind der Ansicht, dass die Vereinten 
Nationen ebenso handeln sollten, insbesondere im Hinblick auf einen Staat, zu 
dessen Entstehung sie beigetragen haben. Wir erinnern daran, dass Völker im 
Laufe der Geschichte immer wieder das Recht geltend gemacht haben, 
tyrannische Herrschaft durch Behörden abzulehnen, die ihre Macht ohne 
Einschränkungen ausüben, wie die Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten 
Staaten von Amerika (1776) und der Abschwörungsakt der Niederlande (1581) 
belegen. Wir sind der Ansicht, dass es im heutigen 21. Jahrhundert keinen 
denkbaren Grund gibt, die absolute Souveränität eines tyrannischen Staates zu 
unterstützen, nur weil diese Souveränität einst – zumindest teilweise – von den 
Vereinten Nationen gefördert und gebilligt wurde oder angeblich von Gott 
versprochen wurde, um eine idealisierte Vergangenheit von vor 3000 Jahren 
wiederherzustellen. Im Gegenteil, wir vertreten die Auffassung, dass unter 
solchen tyrannischen Umständen die Souveränität des Staates Israel im Hinblick 
auf die Aussetzung der Vollmitgliedschaft des Staates Israel in der UNO und allen 
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UN-Organisationen neu geprüft werden muss, wobei diese auf den 
Beobachterstatus beschränkt werden sollte.   
 

46. Wir vertreten die Auffassung, dass es keine Autorität gibt, die über der Bedeutung 
der Rechtsstaatlichkeit und der damit verbundenen Achtung des Völkerrechts17 
stehen kann. In der Weltgemeinschaft können wir nicht weiterhin Staaten 
dulden, die durch Völkermord, Kriegsverbrechen und andere 
Zwangsmaßnahmen, die nicht im Einklang mit der Rechtsstaatlichkeit stehen, 
zuschlagen. Das ist es, woran wir, einfache Bürger, glauben, und wir appellieren 
an die Vereinten Nationen, dem Einhalt zu gebieten. Diese Forderung ist 
unabhängig davon, welche politische Partei oder Koalition von politischen 
Parteien im Staat Israel an der Macht ist oder sein könnte. Vielmehr bezieht sie 
sich auf die Politik der jeweils amtierenden Regierung. 

 Zeitliche Aspekte und Handlungsbedarf 

47. Im Hinblick auf die vielfältigen Formen der Gewalt, die der Staat Israel gegen die 
Bevölkerung des Staates Palästina ausübt, nehmen wir zur Kenntnis, dass im 
Oktober 2026 israelische Parlamentswahlen anstehen. Einige sind der Ansicht, 
dass deren Ausgang Einfluss darauf haben wird, ob die derzeitige destruktive 
Politik der israelischen Regierung gegenüber den besetzten palästinensischen 
Gebieten und dem palästinensischen Volk fortgesetzt, in anderer Form verlängert 
oder unverzüglich beendet wird18 . Unabhängig vom Ausgang dieser 
Parlamentswahlen lässt sich die vollständige Zerstörung des Gazastreifens als 
Lebensraum und anderer Gebiete im Nahen Osten durch den begangenen 
Völkermord und andere Akte extremer staatlicher Gewalt in den letzten drei 
Jahren (Oktober 2023 – August 2026) durch den Staat Israel für kommende 
Generationen eindeutig nicht rückgängig machen. Eine glaubwürdige öffentliche 
Rechenschaftslegung für dieses Beispiel völligen staatlichen Versagens19 ist 
gegenüber dem palästinensischen Volk und der Weltgemeinschaft, die in den 
Vereinten Nationen vereint ist, ein Muss. Wir, die einfachen Menschen, sind der 
Überzeugung, dass die Vereinten Nationen in diesem Prozess eine Vorreiterrolle 

 
17 Gewiss ist es fehlgeleitet, die Funktionsweise der Rechtsstaatlichkeit bewusst zu untergraben, zu 
entwurzeln oder zu sabotieren und gleichzeitig positive Verweise auf die oben genannten Autoritäten 
(nämlich „die Autorität der UNO“ und die „Autorität Gottes“) oder auf andere Autoritäten oder 
Glaubenssätze (wie jene, die sich auf das Geldverdienen oder Finanzen im Allgemeinen beziehen) zu 
machen und zu behaupten, dass Anweisungen, Entscheidungen oder Erklärungen dieser Autoritäten 
Vorrang vor der Rechtsstaatlichkeit hätten. Die Argumente jener Autoritäten oder Glaubenssätze, die sich 
auf finanzielle Gewinne beziehen, haben weitaus weniger Gewicht als die derjenigen, die auf der 
konsequenten Anwendung der Rechtsstaatlichkeit bestehen. Die sinnvolle Anwendung der 
Rechtsstaatlichkeit fördert das Wohlergehen der Bürger, einschließlich der Rechtssicherheit, nach der 
sich die Menschen im Allgemeinen sehnen. Darüber hinaus dämpft die Anwendung der 
Rechtsstaatlichkeit Extremismus, wirkt Gewalt (insbesondere staatlicher Gewalt) entgegen und 
unterstützt damit automatisch Lösungen, die auf Fairness beruhen. 
18 Die meisten israelischen politischen Parteien befürworten im Jahr 2026 entweder die fortgesetzte 
israelische Kontrolle über die 1967 besetzten Gebiete oder sie setzen sich nicht für ein Ende der 
Besatzung ein. Der deutlichste Widerstand gegen die Besatzung kommt von Parteien, in denen 
palästinensische Bürger Israels eine dominierende Stimme haben. 
19 Völkermord wird in diesem Appell als eine Form des völligen Staatsversagens des Landes angesehen, 
das ein solches Verbrechen begeht. 
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übernehmen sollten, indem sie Wege aufzeigen, wie die Auslöschung 
palästinensischen Territoriums und das unbeschreibliche Leid, das der Staat 
Israel dem palästinensischen Volk in seinem Krieg gegen die Hamas-
Organisation zugefügt hat, überwunden werden können.  Um es klar zu sagen: 
Diese Sichtweise auf die wahrgenommene Rolle der Vereinten Nationen soll in 
keiner Weise den immensen Schmerz und Schaden mildern, den die von der 
Hamas am 7. Oktober 2023 begangenen Verbrechen verursacht haben; doch wie 
bereits erwähnt, richtet sich dieser Appell gegen das Verhalten eines Staates, der 
Mitglied der Vereinten Nationen ist, und nicht gegen eine Gruppe oder eine 
Einzelperson.  
 

48. Die israelischen Wähler werden verstehen, dass das Ergebnis der 
bevorstehenden nationalen Wahlen in Israel Einfluss darauf haben kann, 
inwiefern die Vereinten Nationen, einzelne Länder oder Einzelpersonen dazu 
beitragen können, einen Weg zur Heilung zu finden. Die Wähler können daher 
etwas bewirken. Gleichzeitig erfordert die gegenwärtige Situation jedoch ein 
Handeln seitens der Vereinten Nationen. Unsere Forderung an die Vereinten 
Nationen lautet, wie wir in unserem Antrag (siehe unten) dargelegt haben, den 
Mitgliedsstatus des Staates Israel in den Vereinten Nationen in den 
Beobachterstatus umzuwandeln, was bedeutet, dem Staat Israel das 
Stimmrecht und das Recht, Resolutionen in den Vereinten Nationen 
einzubringen, zu entziehen. Andernfalls stehen wir vor der Situation, dass 
einerseits der Staat Israel – der zum Teil das Ergebnis einer Initiative der Vereinten 
Nationen ist – Völkermord und andere kriminelle Handlungen begangen hat und 
begeht, die der Charta der Vereinten Nationen zuwiderlaufen, während er 
gleichzeitig als Teilnehmer an den Abstimmungen der Vereinten Nationen die 
Zukunft dieser Welt beeinflusst. Wir, die einfachen Menschen, sind der Ansicht, 
dass dies vor der Weltöffentlichkeit eine unvertretbare Kombination ist und dass 
der Staat Israel, der das „Verbrechen aller Verbrechen“ begeht, im Gegenteil von 
den Vereinten Nationen zur Ordnung gerufen werden muss, und zwar 
unverzüglich durch die Herabstufung seines formellen Status von „Mitglied“ der 
Vereinten Nationen auf den Status eines „Beobachters“. 
 

49. Seitdem führende israelische Vertreter öffentlich angedeutet haben, dass der 
Staat Israel mit völkermörderischer Absicht auf den abscheulichen Angriff der 
Hamas vom 7. Oktober 2023 reagieren würde, warten wir, die einfachen 
Menschen, auf eine unverzügliche Reaktion der Weltgemeinschaft auf diese 
völkermörderische Haltung. Die israelische Erklärung „Es wird keinen Strom und 
kein Wasser geben. Es wird nur Zerstörung geben (…)“ sagte alles. Ein 
Völkermord zeichnete sich ab, da der Ausdruck „kein Wasser“ gleichbedeutend 
ist mit: „kein Leben“. Die Reaktion der westlichen Länder auf diese bedrohliche 
Erklärung vom 9. Oktober 2023 fiel jedoch verhalten aus und markierte zugleich 
den offensichtlichen moralischen Niedergang zumindest der sogenannten 
westlichen Länder. Nun, fast drei Jahre später, sind sich Experten für Völkermord 
einig, dass die tatsächliche Reaktion Israels in der Tat nichts Geringeres als 
Völkermord war und dass die Leugnung dieses „Verbrechens aller Verbrechen“ 
jeglicher Grundlage entbehrt. Selbst die anhaltenden Morde an einer Vielzahl von 
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Journalisten, die über die katastrophale Lage in den besetzten Gebieten 
berichteten, können diese schreckliche Tatsache nicht verschleiern. 

 
50. Darüber hinaus stellen wir fest, dass der Internationale Gerichtshof inzwischen 

am 19. Juli 2024 über die besetzten Gebiete entschieden und erklärt hat, dass die 
Besetzung dieser Gebiete rechtswidrig ist; dass eine Resolution der 
Generalversammlung zu diesem Gerichtsurteil dem Staat Israel eine Frist für den 
Rückzug aus den besetzten Gebieten gesetzt hat, an die er sich nicht hält; dass 
die in vielerlei Hinsicht unter Druck stehende „UN-Sonderberichterstatterin für 
die besetzten palästinensischen Gebiete“, Francesca Albanese, im März 2024 
über den Gaza-Krieg berichtet und „begründeten Anlass“ angegeben hat, 
anzunehmen, dass der Staat Israel Völkermord begangen hat; dass weitere 
Berichte internationaler Organisationen zum gleichen Thema veröffentlicht 
wurden; und dass der Völkermord andauert. 

 
51. Vor dem Hintergrund all dessen fordern wir, einfache Bürger, die Vereinten 

Nationen auf, gemäß unseren Forderungen (siehe unten) zu handeln – und zwar 
jetzt. Völkermord, begangen von einem Staat, der von der UNO unterstützt wird, 
erfordert sofortige Aufmerksamkeit und Abhilfemaßnahmen. Handeln Sie 
unverzüglich! 

 
Recht und Pflicht zur Unterbindung von Terrorakten 
 

52. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass jeder Staat sowohl das Recht als auch 
die Pflicht hat, Terrorakte innerhalb seiner Grenzen zu unterbinden, unabhängig 
davon, ob solche Akte von Einzelpersonen, von Gruppen oder von terroristischen 
Organisationen begangen werden. Wir bekräftigen, dass diese Pflicht für jeden 
Staat, der die Rechtsstaatlichkeit achtet, selbstverständlich ist. Wir erkennen 
ferner an, dass dieses Recht und diese Pflicht zur Terrorismusbekämpfung kein 
Recht eines Staates beinhalten, seinerseits wie eine terroristische Organisation 
zu handeln, also nach dem Prinzip „Auge um Auge“. Wir vertreten den 
Standpunkt, dass Maßnahmen zur Bekämpfung terroristischer Handlungen im 
Einklang mit festgelegten Protokollen ergriffen werden müssen, die mit der 
Rechtsstaatlichkeit vereinbar sind. Wir bekräftigen, dass im Staat Israel die 
Rechtsstaatlichkeit fehlt, was die Art und Weise betrifft, wie er die Kontrolle über 
die illegal besetzten Gebiete ausübt, sowie in Bezug auf den Krieg, den er seit 
Oktober 2023 führt. 

 
Gleichheit vor dem Gesetz und keine Diskriminierung 

53. Wir, einfache Bürger, erkennen an, dass es in einem Staat, der die 
Rechtsstaatlichkeit achtet, keine Menschen erster, zweiter oder dritter Klasse 
geben darf. Doch Israel praktiziert Apartheid. Die Anwendung der 
Rechtsstaatlichkeit erfordert, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich 
behandelt werden und dass die Diskriminierung von Einzelpersonen oder 
Gruppen aus Prinzip abgelehnt wird. Wir bekräftigen, dass der Staat Israel nicht 
das ausschließliche Vorrecht einer bestimmten Gruppe ist und dass er alle 
Menschen innerhalb und außerhalb seiner Grenzen respektieren muss.  
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54. Wir, einfache Bürger, vertreten die Auffassung, dass die oben dargelegten 

abscheulichen und anhaltenden Beweise für das Gegenteil den Staat Israel als 
Vollmitglied der Vereinten Nationen disqualifizieren. Folglich bestehen wir 
darauf, dass die Generalversammlung der Vereinten Nationen verpflichtet ist, 
zumindest die Mitgliedschaft des Staates Israel in den Vereinten Nationen und 
ihren Organisationen auszusetzen und ihn auf den Beobachterstatus 
herabzustufen. Es ist für uns, einfache Bürger, weder vorstellbar noch 
nachvollziehbar noch akzeptabel, dass ein solcher Staat unangefochten Mitglied 
der Vereinten Nationen bleibt, während er in direktem Widerspruch zum Zweck 
der Vereinten Nationen handelt. 

 
Größtmögliche Anstrengungen zur Wahrung der Standards 
 

55. Wir, einfache Bürger, rufen alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen dazu auf, 
positiv auf diesen Appell zu reagieren. Die internationale Gemeinschaft muss an 
einem grundlegenden Standard festhalten, indem sie Völkermord und 
Kriegsverbrechen verurteilt – ungeachtet der Tatsache, dass jeder Mitgliedstaat 
seine eigene Leistung in Bezug auf die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit 
verbessern muss. 

 
Die israelische Unterdrückung ist kein Kampf im Namen der westlichen Zivilisation 
 

56. Wir, einfache Bürger, nehmen zur Kenntnis, dass behauptet wurde, die vom Staat 
Israel in den betroffenen Regionen begangenen Gräueltaten seien als Bemühung 
zur Verteidigung der westlichen Zivilisation anzusehen. Wir halten eine solche 
Behauptung für absurd und sind der Ansicht, dass sie überall dort 
zurückgewiesen werden muss, wo sie vorgebracht wird. Wir stellen fest, dass 
viele Länder, die gemeinhin als Teil der „westlichen Zivilisation“ angesehen 
werden, bestrebt sind, ihre öffentliche Verwaltung auf dem Grundsatz der 
Rechtsstaatlichkeit zu verankern. Wir erkennen an, dass sich das Verständnis 
von Rechtsstaatlichkeit als zentrales Organisationsprinzip der öffentlichen 
Verwaltung erst nach einer jahrhundertelangen, von Unruhen und Gewalt 
geprägten Geschichte herausgebildet hat. Wir vertreten die Auffassung, dass die 
Behauptung, die vom Staat Israel begangenen Gräueltaten würden zur 
Verteidigung der westlichen Zivilisation begangen, völliger Unsinn ist. Westliche 
Staaten und viele andere Staaten bemühen sich, sich von autoritären Regimen zu 
distanzieren; im Gegensatz dazu besteht der tragfähige Weg für moderne Staaten 
darin, sich auf ein vernünftiges Rechtssystem und auf die Weisheit zu stützen, 
die erforderlich ist, um dieses Recht sowohl national als auch international in 
vernünftiger Weise anzuwenden. 

 
Appell an die Vereinten Nationen – Forderung 
 

57. Wir, einfache Bürger, fordern die Vereinten Nationen auf, unverzüglich 
Maßnahmen in Bezug auf die in diesem Appell angesprochenen Themen zu 
ergreifen und ohne Verzögerung ihre eigene Vorgehensweise neu auszurichten, 
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um jede offensichtliche Politik der Nachsicht oder des Nachgebens gegenüber 
einem Staat aufzugeben, der die unter seiner Herrschaft stehenden Menschen 
brutal behandelt und Handlungen begeht, die wir als Völkermord und 
Kriegsverbrechen gegen Menschen jenseits der Grenzen des Staates Israel 
(1949–1967) ansehen. 

 
58. Wir, einfache Bürger, fordern die Vereinten Nationen zusammenfassend auf: 

1. die Vollmitgliedschaft des Staates Israel in der UNO und in allen UN-
Organisationen auszusetzen und ihn auf den Beobachterstatus zu 
beschränken20 ; 

2. Israel zum Rückzug aus den besetzten Gebieten zu zwingen (unter anderem 
gemäß der Resolution 242 des UN-Sicherheitsrats, dem Urteil des 
Internationalen Gerichtshofs vom 19. Juli 2024 und der Resolution 194 der 
UN-Generalversammlung);  

3. so vorzugehen, dass der Staat Israel die Rechtsstaatlichkeit achtet; 
4. die Vereinten Nationen selbst so neu zu gestalten, dass ihre Organisationen 

geschützt werden, die Menschenrechte verteidigt werden und die 
Generalversammlung im Falle von Völkermord und Kriegsverbrechen 
unverzüglich und gemeinsam handeln kann, gegebenenfalls unter Umgehung 
des Sicherheitsrats; 

5. Frauen systematisch und in sinnvoller Weise in die Entscheidungsprozesse 
und Organisationen einzubeziehen. 
 

59. Angesichts des Vorstehenden fordern wir, die einfache Bürger, darüber hinaus, 
dass sich die UNO verpflichtet, die internationale Gemeinschaft zu mobilisieren, 
damit diese zu einer korrigierenden Kraft wird, die Israel zu einer Selbstreform 
bewegt, indem sie Israel und seine mitschuldigen Verbündeten isoliert – durch 
die Einstellung des Handels mit Parteien, die Verbindungen zur israelischen 
Regierung haben, sowie durch selektives Vorgehen beim kulturellen Austausch 
und bei internationalen Reisen angesichts von Völkermord, Kriegsverbrechen, 
Menschenrechtsverletzungen und der Verletzung bürgerlicher Freiheiten. 
 

Unterzeichnet im Auftrag und im Namen der einfache Bürger, 
 
 
 
REYNIER OVERHOFF, ein Vertreter der einfache Bürger. 

 
20 Es wird proaktiv davon ausgegangen, dass der unter Punkt 1 beantragte Beobachterstatus wieder in den 
Status eines Vollmitglieds übergehen kann, sobald der Staat Israel die Standards der Rechtsstaatlichkeit 
erfüllt, einschließlich der Einhaltung des Völkerrechts. Die Charta erwähnt die Aussetzung (Art. 5) und den 
Ausschluss (Art. 6). Wir sind der Ansicht, dass die Vereinten Nationen angesichts der extremen Verstöße 
gegen die Rechtsstaatlichkeit dennoch wie gefordert handeln und den Status des Staates Israel auf den 
Beobachterstatus herabstufen sollten. 


